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Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- und Versor- 
gungsbezügen in Bund und Ländern (Erstes Bundesbesoldungs- 
erhöhungsgesetz) 

— Drucksachen VI/3169, VI/3794 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Erhöhung der Dienst- 
und Versorgungsbezüge ab 1. Januar 1972 vor. Dies 
ist im Hinblick auf die seit dem Inkrafttreten des 
1. BesVNG eingetretene Entwicklung der allgemei- 
nen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
erforderlich geworden. Von diesem Zeitpunkt an 
werden die Bezüge linear um 4 v. H. und einen zu - 
sätzlichen Sockelbetrag von 30 DM erhöht. Die 
neuen Grundgehaltssätze, der Ortszuschlag und die 
Auslandszulage ergeben sich aus den Anlagen 1 
bis 3 zu diesem Gesetzentwurf. Diese Bezüge wer- 
den den Beamten vorbehaltlich der zu beschließen- 
den gesetzlichen Regelung bereits gezahlt. 

Für den Bund entstehen durch den Gesetzentwurf 
an Mehrkosten in der Obergruppe 42 (Dienstbezüge) 
für 


1972 

405 700 000 

DM 

1973 

413 400 000 

DM 

1974 

419 200 000 

DM 

1975 

424 200 000 

DM 

Obergruppe 43 (Versorgungsbezüge) 

1972 

294 700 000 

DM 

1973 

300 600 000 

DM 

1974 

306 300 000 

DM 

1975 

310 600 000 

DM. 


Für 1972 ist Deckung für diese Maßnahmen im 
Entwurf des Haushaltsplans bei Kap. 60 02 Tit. 
461 71 vorhanden. Für 1973 und Folgejahre werden 
diese Kosten in der Finanzplanung berücksichtigt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung des Ge- 
setzentwurfs. 


Bonn, den 21. September 1972 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Dr. Riedl (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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